
 
Webinar "Den Einwegkunststofffonds nutzen – Kommunen 

stark gegen Plastikmüll" (04.03.2026) 

 

Einführung in die Problematik Plastikmüllverschmutzung in Meer und 
Kommunen (Hanna-Lena Oer, BUND-Meeresschutzbüro) 

Das BUND-Meeresschutzbüro arbeitet gemeinsam mit der Unterarbeitsgruppe Kommunale Vorgaben 
(UAG kV) im Rahmen des Runden Tisches Meeresmüll an Unterstützungen für die Umsetzung von 
Maßnahmen zur Plastikmüllreduktion auf kommunaler Ebene. Jährlich gelangen rund 20 Millionen 
Tonnen Plastik in die Gewässer – mit gravierenden Folgen für Meeresökosysteme, Tierwelt und 
menschliche Gesundheit. Besonders problematisch ist der hohe Anteil von Einwegplastik: Etwa 50 
Prozent der gesamten Kunststoffproduktion werden nur einmal genutzt, verursachen aber 
langfristige Umweltschäden und hohe Beseitigungskosten. 

Zur Eindämmung dieser Entwicklung setzt die EU-Einwegkunststoffrichtlinie (SUPD) gezielte Verbote 
der meistgefundenen Produkte an europäischen Stränden um und verankert die erweiterte 
Herstellerverantwortung. Letztere wird in Deutschland durch das Einwegkunststofffondsgesetz 
umgesetzt. Es zielt darauf ab, die Belastung für Meeresumwelt und Gesundheit zu verringern, 
Kommunen über den Einwegkunststofffonds (EWKF) finanziell zu entlasten und Hersteller stärker für 
den Einwegkunststoffmüll in die Verantwortung zu nehmen. So wird das Verursacherprinzip gestärkt 
und die Entwicklung hin zu einer funktionierenden Kreislaufwirtschaft gefördert, sofern parallel in die 
Entwicklung der Mehrweginfrastruktur investiert wird.  

Weitere Informationen für Kommunen zum Einwegkunststofffonds bietet der BUND unter: 

 Der Einwegkunststofffonds  

 

Zwischen Aufwand und Ausgleich: Das Einwegkunststofffondsgesetz aus 
kommunaler Sicht (Yvonne Krause, Senior-Fachgebietsleiterin Stadtsauberkeit, 
Winterdienst und Baubetriebshöfe im Verband kommunaler Unternehmen (VKU)) 

Die Einwegkunststoffrichtlinie (EU) 2019/904 wurde am 5. Juni 2019 verabschiedet. Die Umsetzung 

der Vorgaben zur erweiterten Herstellerverantwortung (Art. 8 der Richtlinie) erfolgt in Deutschland 

durch das Einwegkunststofffondsgesetz (EWKFondsG). Das Gesetz verpflichtet Hersteller bestimmter 

Einwegkunststoffprodukte zur Einzahlung in einen Einwegkunststofffonds, der vom 

Umweltbundesamt verwaltet wird. Der VKU begleitet den gesamten Prozess seit Jahren aktiv und 

unterstützend. 

Die Umsetzung erfolgt über den Einwegkunststofffonds (EWKF), der vom Umweltbundesamt (UBA) 

verwaltet wird. Grundlage bilden das Einwegkunststofffondsgesetz (EWKFG), die dazugehörige 

Verordnung (EWKFV) sowie eine beratende Kommission. Derzeit stehen sowohl die Auszahlung für 

die gemeldeten Leistungen aus dem Bezugsjahr 2024 und die Bekanntgabe des tatsächlichen 

Fondsvolumens an. Anstelle der ursprünglich erwarteten 430 Millionen Euro wird durch die 

geringeren Registrierungszahlen von Herstellern aktuell mit einem niedrigen dreistelligen 

Millionenbetrag gerechnet – nach Abzug der Verwaltungs- und Prozesskosten des UBA.  

https://www.bund.net/service/publikationen/detail/publication/der-einwegkunststofffonds/


 
Der VKU hat sich für ein Beauftragungsmodell eingesetzt, das Kommunen entlasten soll: 

Masteranspruchsberechtigte können ebenfalls Leistungen kleinerer Kommunen 

(Unteranspruchsberechtigte) melden. In der Praxis bleibt der Prozess jedoch aufwendig, da alle 

Leistungen eindeutig zuordbar sein müssen. Trotzdem sollten große Städte bereit sein, kleinere 

Kommunen bei der Inanspruchnahme des Fonds zu unterstützen. Denn bisher bleibt auch die Zahl 

der registrierten Hersteller und Anspruchsberechtigten deutlich hinter den Prognosen von 

geschätzten 6.000 Anspruchsberechtigten und 50.000 Hersteller zurück. Die fünf größten Hersteller 

von Einwegkunststoffprodukten (u. a. Tabakkonzerne und Amazon) sind aber erfolgreich angemeldet 

und damit in der Verantwortung. 

In diesem Jahr ist eine Registrierung vom 16. Februar bis 16. April möglich. Leistungsmeldungen für 

registrierte Kommunen sind jährlich bis zum 15. Mai möglich in diesem Jahr jedoch, aufgrund der 

Verzögerungen des vergangenen Jahres, ist eine Leistungsmeldung für das Bezugsjahr 2025 bis zum 

31.05.2026 möglich. Die zu meldenden Leistungen werden nach Strecke, Volumen , Fläche oder 

Menge angegeben –, private Flächen sind ausgeschlossen. Das System folgt einem Punkteprinzip und 

ist unterteilt in innerorts und außerorts. Meldungen werden auf Plausibilität geprüft, bei 

Auffälligkeiten können Kommunen jedoch auch Stellung nehmen und nachträgliche Nachweise 

erbringen. Durch große Datenmengen aus dem Bundesvergleich ermittelt das UBA Abweichungen 

bzw. Fälle zweifelhafter Plausibilität.   

Eine genaue Prüfung der Verwendung der aus dem Fonds ausgezahlten Mittel ist sinnvoll, zudem ist 

zu klären, ob die Mittel zur Senkung von Gebühren verwendet werden müssen oder dem 

kommunalen Haushalt zufließen sollen. Eine Verwendung der Fondsgelder für die Förderung von 

Mehrweginfrastruktur sollte aber möglich sein. Der VKU spricht sich klar für eine bundesweite 

Lösung und eine Erweiterung des Fonds auf weitere Produkte wie Pizzakartons oder Kaugummis aus, 

um eine spürbare Lenkungswirkung gegen Vermüllung zu erreichen.  

Bei Fragen zur Registrierung und Leistungsmeldung können Ressourcen des UBA und des VKU 

unterstützen:  

 UBA FAQ zu Anspruchsberechtigten beim Einwegkunststofffonds  

 UBA Themenpapier Leistungsmeldung  

 VKU FAQ zum Einwegkunststoffonds für Kommunen  

 

Einblick in die Praxis (Sandra Franke, Umweltbeauftragte Borkum) 

Für die Leistungsmeldung bieten die Materialien des Umweltbundesamts, insbesondere das 

Themenpapier „Leistungsmeldung“, hilfreiche Orientierung. Die Datenerhebung ist zunächst 

aufwendig, etwa bei der Erfassung von Sammelstrecken, Spielplätzen und deren Größen. Auf der 

Insel erschweren zudem spezifische Bedingungen die Arbeit: starke saisonale Schwankungen durch 

den Tourismus beeinflussen die Reinigungshäufigkeit, und die Abgrenzung von inner- und 

außerörtlichen Bereichen gestaltet sich schwieriger.  

Viele kleinere Kommunen warten derzeit auf eine Rückmeldung des UBAs zur letzten 

Leistungsmeldung, bevor die Leistungsmeldung für das Jahr 2025 eingereicht wird, um die 

Wiederholung von potenziellen Fehlern zu vermeiden. Insgesamt verringert sich der Aufwand in den 

Folgejahren deutlich, da die meisten Daten und Prozesse dann bereits vorliegen. Ob sich der 

Aufwand wirtschaftlich lohnt, zeigt sich nach der ersten Auszahlung. 

https://www.einwegkunststofffonds.de/de/faq/94
https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/14466/dokumente/themenpapier_stand_181225.pdf
https://www.vku.de/themen/infrastruktur-und-dienstleistungen/artikel/neue-faq-zum-einwegkunststofffondgesetz-veroeffentlicht/?sword_list%5B0%5D=einwegkunststofffonds&no_cache=1

